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Die Kommission erleichtert die Umsetzung der EU-Entwaldungsverordnung – EUDR (vgl. PM EU-Kommission – vom 16.4.2025).

Die Verordnung werde weiter vereinfacht und der Verwaltungsaufwand verringert. Die Verordnung tritt Ende dieses Jahres für

Mitgliedstaaten, Marktteilnehmer und Händler in Kraft. In diesem Zusammenhang hat die Kommission neue Leitfäden veröffent-

licht. Mit diesen Klarstellungen und Vereinfachungen reagiert sie auch auf Rückmeldungen ihrer internationalen Partner. EU-

Kommissarin Jessika Roswall, zuständig für Umwelt, resiliente Wasserversorgung und wettbewerbsfähige Kreislaufwirtschaft

sagte: „Wir setzen uns für die Umsetzung der EU-Vorschriften zur Entwaldung im Geiste einer engen Partnerschaft, Transparenz

und eines offenen Dialogs ein. Unser Ziel ist es, den Verwaltungsaufwand für Unternehmen zu verringern und gleichzeitig die

Ziele der Verordnung zu wahren. Wir werden weiterhin sehr eng mit allen Interessengruppen zusammenarbeiten, um sicherzu-

stellen, dass unsere Vorschriften die weltweite Entwaldung undWaldschädigung auf eine für die Unternehmenmöglichst wenig

belastende Weise verringern.“ Mit den neuen Leitlinien hat die Kommission eine Reihe von Vereinfachungsmaßnahmen einge-

führt: (1) Große Unternehmen können bestehende Sorgfaltserklärungen wiederverwenden, wenn Waren, die bereits auf dem

EU-Markt waren, erneut eingeführt werden. Dies bedeutet, dass weniger Informationen im IT-System übermittelt werden müs-

sen; (2) ein Bevollmächtigter kann nun im Namen vonMitgliedern von Unternehmensgruppen eine Sorgfaltserklärung vorlegen;

(3) die Unternehmen können jährlich eine Sorgfaltspflichterklärung vorlegen, anstatt für jede Lieferung oder Charge, die auf den

EU-Markt gebracht wird; (4) Klärung des Begriffs „Feststellung“, dass die Sorgfaltspflicht erfüllt wurde, so dass große Unterneh-

men im nachgelagerten Bereich von vereinfachten Verpflichtungen profitieren. Es werde erwartet, dass alle aktualisierten Maß-

nahmen die Anzahl der Sorgfaltserklärungen, die Unternehmen einreichen müssen, erheblich verringern werden, um den wich-

tigsten Anforderungen der Branche gerecht zu werden. Ziel der vereinfachten Sorgfaltserklärungen sei es, eine einfache und

effiziente Dateneingabe für alle Nutzer zu gewährleisten. Vgl. zur EUDR auch Habbe/Henneberg/Denzel, BB 2025, 579ff. und

Ruttloff/Wagner/Kappler, BB 2024, 707ff.

Uta Wichering,

Ressortleiterin
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Entscheidungen
EuGH: Entschuldungsverfahren – Auslegung

des Art. 23 Abs. 1 und Abs. 2 RL (EU) 2019/

1023

1. Art. 23 Abs. 1 der Richtlinie (EU) 2019/1023

des Europäischen Parlaments und des Rates

vom 20. Juni 2019 über präventive Restrukturie-

rungsrahmen, über Entschuldung und über Tä-

tigkeitsverbote sowie über Maßnahmen zur Stei-

gerung der Effizienz von Restrukturierungs-, In-

solvenz- und Entschuldungsverfahren und zur

Änderung der Richtlinie (EU) 2017/1132 (Richt-

linie über Restrukturierung und Insolvenz) ist

wie folgt auszulegen: Er steht einer nationalen

Regelung, die einem Schuldner, der gegenüber

den Gläubigern eines Dritten unredlich oder

bösgläubig gehandelt hat und bei der gerichtli-

chen Feststellung von dessen betrügerischer In-

solvenz als „betroffene Person“ eingestuft wor-

den ist, den Zugang zur Entschuldung verwehrt,

nicht entgegen.

2. Art. 23 Abs. 2 der Richtlinie 2019/1023 ist wie

folgt auszulegen: Er steht einer nationalen Rege-

lung, die eine in Art. 23 Abs. 2 der Richtlinie

nicht vorgesehene Ausnahmeregelung zum

Grundsatz des Zugangs zu einem Verfahren, das

zu einer vollen Entschuldung führen kann, vor-

sieht, die einem Schuldner, der in den zehn Jah-

ren vor Stellung seines Antrags auf Entschul-

dung in einem Urteil, mit dem die Insolvenz ei-

nes Dritten, als „betrügerisch“ eingestuft wurde,

zu einer „betroffenen Person“ erklärt wurde, den

Zugang zu einem solchen Verfahren verwehrt,

es sei denn, er hat um Zeitpunkt der Stellung

des Antrags auf Entschuldung alle Schulden, für

die er haftet, beglichen, ohne dass die nationa-

len Gerichte in subjektiver Hinsicht zu prüfen ha-

ben, ob der Schuldner unredlich oder bösgläu-

big gehandelt hat, nicht entgegen, sofern die

Verwehrung des Zugangs zur Entschuldung

nach nationalem Recht ausreichend gerechtfer-

tigt ist.

EuGH, Urteil vom 10.4.2025 – C-723/23
(Tenor)

Volltext:BB-ONLINE BBL2025-961-1

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Steinbruch

a) § 20 Abs. 1 Satz 1 GWB bezweckt zu ver-

hindern, dass marktmächtige Unternehmen ih-

re vom Wettbewerb nicht hinreichend kontrol-

lierten Handlungsspielräume zum Nachteil

Dritter ausnutzen und dadurch das Marktge-

schehen stören; die Bestimmung dient dage-

gen nicht dem einseitigen Sozialschutz und

schützt den Marktteilnehmer auch nicht vor

den Folgen geschäftlicher Fehlentscheidungen

(Bestätigung von BGH, Urteile vom 23. Februar

1988 – KZR 20/86, WuW/E BGH 2491 [juris

Rn. 32] – Opel Blitz I; vom 19. Januar 1993 –

KZR 1/92, WuW/E BGH 2855 [juris Rn. 10] –

Flaschenkästen).

b) Für die Beurteilung, ob dem Unternehmen

ausreichende und zumutbare Ausweichmöglich-

keiten zur Verfügung stehen, kommt es grund-

sätzlich auf die Verhältnisse im Zeitpunkt der Be-

hinderung oder Diskriminierung an.

c) Ob und inwieweit eine unternehmensbe-

dingte Abhängigkeit in der Vergangenheit vom

einen oder anderen Unternehmen verursacht

worden ist, ist regelmäßig erst bei der Interes-

senabwägung gemäß § 19 Abs. 2 Nr. 1 GWB zu

berücksichtigen.

BGH, Urteil vom 28.3.2025 – KZR 73/23
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2025-961-2

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Auskunftsersuchen des Gesellschafters

und DSGVO

Ein Auskunftsersuchen des Gesellschafters, das

auch dem Ziel dient, die Namen, Anschriften

und Beteiligungshöhen der Mitgesellschafter

dazu zu verwenden, diesen Kaufangebote für

ihre Anteile zu unterbreiten, stellt keine unzu-

lässige Rechtsausübung und keinen Miss-

brauch des Auskunftsrechts dar. Einem sol-

chen Auskunftsbegehren stehen auch nicht

die Regelungen der Datenschutz-Grundverord-

nung entgegen (Festhaltung BGH, Beschluss

vom 24. Oktober 2023 – II ZB 3/23, ZIP 2024,

127 Rn. 11 f.).

BGH, Beschluss vom 22.1.2025 – II ZB 18/23
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2025-961-3

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Voraussetzungen eines unvermeid-

baren Verbotsirrtums beim Betreiben un-

erlaubter Einlagengeschäfte nach KWG

Zu den Voraussetzungen eines unvermeidbaren

Verbotsirrtums beim Betreiben unerlaubter Ein-

lagengeschäfte nach dem Kreditwesengesetz,

wenn sich der Täter während eines gegen ihn

wegen Verstoßes gegen § 32 Abs. 1 KWG ge-

führten Ermittlungsverfahrens zur Gestaltung ei-

nes zukünftig erlaubnisfreien Anlagemodells an
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